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dienstlichen E-mails von Politi-
kern –, verschob die österreichi-
sche Bundesregierung die ver-
sprochene Lockerung des Amtsge-
heimnisses erneut auf das Jahr
2018.

Geheimgehalten werden auch
die Sitzungen des Wiener Fach-
beirats für Stadtentwicklung und
Stadtgestaltung, eines externen
Expertengremiums, das der Bür-
germeister der Stadtplanungsbe-
hörde zur Seite stellt. Der Beirat
tagt hinter verschlossener Tür,
die Tagungsprotokolle sind ver-
traulich. Besetzt ist er von Archi-
tekten und Ingenieuren, die alle-
samt in Wien ihren beruflichen
Mittelpunkt haben – was Kritiker
daran zweifeln lässt, dass alle
Experten ihre Urteile stets frei
von wirtschaftlichem Sicherheits-
denken fällen können. Faktum
ist, dass sich Wiens Stadtregie-
rung in den letzten 36 Jahren
kaum einmal von den Kritiken
ihres Beirats hat beirren lassen.

Von den 101 Wiener Bürgerini-
tiativen, die sich unter dem Dach
der „Aktion 21“ versammeln,
sind ganze 93 dem Bereich Pla-
nen und Bauen zuzuordnen. In-
sofern war die Erarbeitung des
im Vorjahr präsentierten „Mas-
terplans Partizipation“ durch die
rot-grüne Stadtregierung ein po-
litisches Gebot der Stunde. Doch
sehen die „Beteiligungsformen“
darin vor allem Informationsaus-
stellungen, persönliche Bera-
tung, moderierte Diskussionen
oder auch Befragungen vor. Auf
eine Diskussion auf Augenhöhe,
auf eine Ergebnisoffenheit der
Planungsgespräche oder gar eine
partielle Mitentscheidung durch
die Bürgerinnen und Bürger
wollte man sich nicht einlassen.
Wirklicher Pluralismus und tat-
sächliche Abgabe von Entschei-
dungsgewalt sind im Rathaus of-
fenbar noch nicht mehrheitsfä-
hig.

Wie sehr dagegen offene De-
batten über Architektur und
Stadtentwicklung das öffentliche
Bewusstsein – in Politik, Medien
und Bevölkerung – schärfen und
in letzter Konsequenz die Quali-
tät des Geplanten und Gebauten
anheben kann, zeigt die Stadt

Salzburg. Ein Zentrum des Dis-
kurses ist seit 1983 der Salzbur-
ger Gestaltungsbeirat, dem alle
größeren Bauprojekte vor der be-
hördlichen Genehmigung vorge-
legt werden. Wesentlich für seine
Wirksamkeit ist, dass seine Sit-
zungen frei zugänglich sind,
dass er durch Experten besetzt
ist, die in keinerlei wirtschaftli-
cher Verbindung mit Salzburg
stehen – und sich die Politik ver-
pflichtet, den Empfehlungen des
Beirats zu folgen. Erst in einem
einzigen Fall tat sie das nicht –
und da hatte sie die „Kronen Zei-
tung“ als offenbar übermächti-
gen Gegner.

Beispiel Porto Alegre
Beschämend ist, wie weit die De-
mokratisierung der Planung in
Regionen fortgeschritten ist, wo
wir in unserer Voreingenommen-
heit niemals politische Best Practi-
ces vermuten würden, etwa in
Südamerika. Im brasilianischen
Porto Alegre beispielsweise eta-
blierte die 1988 an die Macht ge-
kommene Arbeiterpartei einen so-
genannten Bürgerhaushalt. Darin
wurden nicht nur alle Einnahmen
und Ausgaben der Stadt offenge-
legt, sondern die direkte Beteili-
gung der Bevölkerung an der Bud-
getgestaltung und damit auch an
der Stadtentwicklung ermöglicht.

Die Bürgerinnen und Bürger
entscheiden seither selbst, welche
Infrastrukturprojekte in ihren
Stadtteilen realisiert und welche
verworfen werden. Inzwischen
haben viele Stadtverwaltungen in
Brasilien, aber auch manche euro-
päische Kommunen dieses parti-
zipative Modell übernommen –
wenn auch oft in etwas zurück-
haltenderen Varianten.

So rief Baden-Württembergs
Landeshauptstadt Stuttgart nach
dem Konflikt um das Bahnhofs-
großprojekt „Stuttgart 21“ und
mit politischer Unterstützung der
neuen, grün-dominierten Landes-
regierung im Jahr 2011 einen Bür-
gerhaushalt ins Leben. Alle zwei
Jahre kann nun jede Stuttgarterin
und jeder Stuttgarter Vorschläge
für Veränderungen und Verbesse-
rungen in der Stadt einbringen,

die fürs Internet aufbereitet und
dort der Bevölkerung zur Abstim-
mung vorgelegt werden. 2013
wurden 3700 Ideen eingereicht
und von 1,2 Millionen Unterstüt-
zungserklärungen bestärkt. Die
250 populärsten Ideen wurden
von der Stadtregierung diskutiert
– und 150 davon schließlich auch
umgesetzt. Auf Platz eins landete
die Modernisierung eines städti-
schen Freibads, die sonst nicht in
Angriff genommen worden wäre.

Dass das Planen und Bauen ge-
meinsam mit Bürgerinnen und
Bürgern in allen Bereichen Erfol-
ge bringen kann, zeigt sich auch
in der Architektur. Nachdem in
Köln mehrere Baugruppenpro-
jekte realisiert, also Häuser ge-
meinschaftlich von künftigen Nut-
zern und einem sie begleitenden
Architektenteam entwickelt wor-
den sind, hat die Stadt eine Aus-
nahmeregelung beschlossen: Bau-
gruppenprojekte waren fortan
von der ansonsten verpflichten-
den Architekturbegutachtung im
Zuge der Baugenehmigung be-
freit. Die Begründung: All diese

Projekte sind von so hoher Quali-
tät, dass eine Prüfung nach den
herkömmlichen Kriterien schlicht
keinen Sinn macht.

Beispiel München
Demokratische Planung kann
sich auf vielfältige Weise äußern.
1994 beschloss die Stadt Mün-
chen, dass es nicht gerecht oder
eben nicht demokratisch sei,
wenn private Projektentwickler
von der öffentlichen Hand ein lu-
kratives Baurecht sowie die kom-
plette In-frastruktur zur maxima-
len Nutzung ihrer Liegenschaf-
ten erhalten, ohne dafür eine Ge-
genleistung für die Gesellschaft
zu erbringen.

Mit dem Modell der „Sozialge-
rechten Bodennutzung“ ver-
pflichtet die Bayerische Landes-
hauptstadt seither die Antrag-
steller größerer Projekte, sich an
den öffentlichen Folgekosten ih-
rer Bauvorhaben zu beteiligen
beziehungsweise den sozialen
Wohnbau in München zu för-
dern.

Zumindest ein Drittel der
durch die Planung erzielten Bo-
denwertsteigerung verbleibt als
Investitionsanreiz beim Bauwer-
ber. Bis zu zwei Drittel des Wert-
zuwachses gehen jedoch in Form
von kostenlos abgetretenen Flä-
chen oder aber finanziellen Leis-
tungen an die Stadt, die diese Mit-
tel nicht etwa zum Stopfen von
Budgetlöchern verwendet, son-
dern im Umfeld der Projekte rein-
vestiert – beispielsweise in Kin-
dergärten, Schulen oder Parks.

Dass bürgerschaftliches Enga-
gement nicht bloß toleriert, son-
dern tatsächlich wertgeschätzt
wird, erfahren die Menschen in
den Niederlanden. Dort gewährt
die öffentliche Hand Bürgerinitia-
tiven, die sich zum Teil auch ge-
gen Projekte der Stadt- oder Regi-
onalverwaltung formieren, finan-
zielle Unterstützung. Diese ist bei
weitem nicht so hoch, als dass be-
reits jemand in Versuchung ge-
kommen wäre, sich als „Profi-Bür-
ger“ zu verdingen. Doch erspart
es den Aktivisten, neben ihrer
Zeit auch noch Geld etwa für Ko-
pier- oder Portokosten aufwenden
zu müssen – oder den Babysitter
aus eigener Tasche zu bezahlen,
wenn Eltern den Abend anstatt
mit ihren Kindern wieder einmal
mit Stadtentwicklung und Raum-
planung verbringen.

„ORTE, das „Architekturnetz-
werk Niederösterreich“ widmete
Ende 2015 sein 5. Raumpla-
nungssymposium dem Thema
„Demokratie in der Planung?
Möglichkeiten der Bürgerbeteili-
gung in der Orts- und Regional-
entwicklung“.
Die Ergebnisse dieses Symposi-
ums sind im Internet nachzule-
sen, u.a. mit Beispielen aus Vor-
arlberg, Deutschland und der
Schweiz: http://www.orte-
noe.at/event.php?item=9231

Dem Salzburger Gestaltungsbeirat werden alle größeren Bauprojekte vor der behördlichen Genehmigung vorgelegt. Foto: Blanchot/Hermis/Corbis
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Nach der einstigen Auseinandersetzung rund um das Bahnhofsgroßprojekt „Stuttgart 21“ dürfen
die Bewohner der Stadt nun städtebaulich mitbestimmen. Foto: Ruben Neugebauer/Demotix/Corbis


